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Anfrage Kappeler  

 

betreffend politische Anerkennung der HTW als selbständige öffentlich-rechtliche 

Fachhochschule der Schweiz 

 

Antwort der Regierung 

 

Auf der Grundlage von Art. 1 des Bundesgesetzes über die Förderung der Hoch-

schulen und die Koordination im schweizerischen Hochschulbereich vom 30. Sep-

tember 2011 (Hochschulförderungs- und -koordinationsgesetz, HFKG; SR 414.20) 

sorgen Bund und Kantone gemeinsam für die Koordination, die Qualität und die 

Wettbewerbsfähigkeit des gesamtschweizerischen Hochschulbereichs.  

 

Damit sich eine Ausbildungsinstitution des Hochschulbereichs als «Universität», 

«Fachhochschule» oder «Pädagogische Hochschule» bezeichnen darf, fordert 

Art. 29 Abs. 1 HFKG eine institutionelle Akkreditierung. Um für die Studierenden Bei-

träge des Bundes und der Kantone zu erhalten, ist zusätzlich eine Beitragsberechti-

gung erforderlich. Die entsprechenden Bedingungen sind in Art. 45 Abs. 1 HFKG for-

muliert. Gemäss Art. 46 HFKG entscheidet der Bundesrat über die Beitragsberechti-

gung der Hochschule, wobei er vorgängig die Plenarversammlung anhört. Die Ple-

narversammlung ist ein Organ der Schweizerischen Hochschulkonferenz, dem ein 

Mitglied des Bundesrates sowie je ein Mitglied der Regierungen aller Kantone ange-

hören (Art. 7 in Verbindung mit Art. 11 Abs. 1 HFKG). 

 

Zu Frage 1: Hochschulen, welche institutionell akkreditiert sind, benötigen für den Er-

halt von Beiträgen des Bundes und der Kantone eine Beitragsberechtigung (Art. 45 

Abs. 1 HFKG). Art. 3 Abs. 1 der Verordnung zum Hochschulförderungs- und -koordi-

nationsgesetz vom 23. November 2016 (V-HFKG; SR 414.201) bestimmt, dass die 

Träger von Hochschulen das Gesuch beim Eidgenössischen Departement für Wirt-

schaft, Bildung und Forschung (WBF) einzureichen haben. 

 

Zu Frage 2: Nachdem der Schweizerische Akkreditierungsrat mit Datum vom 

21. Juni 2018 darüber informierte, dass die Hochschule für Technik und Wirtschaft 

Chur (HTW Chur) beitragsrechtlich anerkannt sei, hat die Regierung mit Beschluss 
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vom 3. Juli 2018, Protokoll Nr. 544, beim Bund die beitragsrechtliche Anerkennung 

der HTW Chur beantragt. 

 

Zu Frage 3: Gemäss Art. 46 Abs. 2 HFKG hört der Bundesrat vor seinem Entscheid 

die Plenarversammlung an. Der Bündner Vertreter wird bei dieser Gelegenheit den 

Standpunkt unseres Kantons bekräftigen. 

 

Zu Frage 4: Zur Unterstützung des Gesuchs um Beitragsberechtigung wurden im 

Wesentlichen folgende Vorkehrungen getroffen: 

 

– Die Bündner Delegation des Stände- und des Nationalrats wurde über den bevor-

stehenden Bundesratsentscheid zur beitragsrechtlichen Anerkennung der 

HTW Chur informiert.  

 

– Der Hochschulrat der Fachhochschule Ostschweiz (FHO) hat mit Beschluss vom 

17. November 2016 einstimmig beschlossen, dass sich die HTW Chur selbstän-

dig institutionell akkreditieren lässt und der Kanton Graubünden somit beim Bun-

desrat ein Gesuch um beitragsrechtliche Anerkennung einreicht. Dem Hochschul-

rat der FHO gehören aktuell die Erziehungsdirektorinnen und -direktoren der Kan-

tone Appenzell-Innerrhoden, Appenzell-Ausserrhoden, Glarus, Graubünden, 

Schaffhausen, St. Gallen, Schwyz und Thurgau sowie des Fürstentums Liechten-

stein an.  

 

– Der Präsident des Hochschulrats der FHO und Vorsteher des Bildungsdeparte-

ments des Kantons St. Gallen, Regierungspräsident Stefan Kölliker, hat zusätz-

lich gestützt auf den Beschluss des FHO-Hochschulrates im August 2018 dem 

Vorsteher des WBF, Bundesrat Johann Schneider-Ammann, bezüglich dem in 

Antwort 2 erwähnten Regierungsbeschluss ein Unterstützungsschreiben zuge-

stellt.
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